
IHK-Positionspapier 

 

Einführung einer  

steuerlichen Forschungsförderung  

in Deutschland  
 

mit Hintergrundinformationen 

Von der IHK-Vollversammlung am 7. Juni 2016 einstimmig verabschiedet 

                                                                                                                                            Innovation | Umwelt 



                                                                                             

 

Vorwort 

Das Innovationssystem Deutschlands ist im internationalen Vergleich noch immer wettbewerbsfähig. Allerdings 

nimmt die Wettbewerbsintensität aufgrund der größeren Anstrengungen anderer industrialisierter Länder und 

einiger Schwellenländer zu. Ein Ausbau von Forschung und Innovation ist somit zwingend erforderlich – auch in 

wirtschaftlich guten Zeiten. Daneben hat der Anteil der innovativen kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in 

Deutschland über die Jahre hinweg abgenommen.  

Die steuerliche Forschungsförderung bietet die Möglichkeit, KMU zu verstärkten FuE-Aktivitäten zu motivieren. 

Der gesamtwirtschaftliche Nutzen einer steuerlichen Forschungsförderung hängt aber entscheidend von deren 

Ausgestaltung ab. Bislang haben weder Staats- noch Bundesregierung eine steuerliche FuE-Förderung umge-

setzt. Die Staatsregierung muss sich daher weiterhin nachdrücklich für eine steuerliche Förderung von FuE-

Aufwendungen stark machen. Diese sollte branchen- und technologieübergreifend erfolgen.  

Die Mitglieder des IHK-Ausschusses „Industrie | Forschung | Technologie“ der Nürnberger IHK haben das Positi-

onspapier „Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung in Deutschland“ einstimmig am 6. April 2016 ver-

abschiedet und der IHK-Vollversammlung empfohlen, sich diesem Votum anzuschließen. Die IHK-

Vollversammlung hat sich diesem Votum angeschlossen und das IHK-Positionspapier am 7. Juni 2016 einstimmig 

beschlossen. 

Im Kapitel „Hintergrundinformationen zur steuerlichen Forschungsförderung in Deutschland“ sind weiterführen-

de Informationen und Argumente für die Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung zusammengestellt. 
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 3 IHK-Positionspapier 

A) IHK-Positionpapier zur Einführung einer steuerlichen Förderung  

von Forschung und Entwicklung in Deutschland 
 

Weiteres Instrument in der Innovationspolitik erforderlich! 

Im Gegensatz zu vielen anderen OECD- und EU-Staaten (z.B. USA, Kanada, Frankreich, Großbritannien,  

Österreich) begünstigt Deutschland Ausgaben von Unternehmen in Forschung und Entwicklung (FuE) derzeit 

steuerlich nicht. Gleichzeitig stagniert die Zahl der forschenden kleinen und mittelständischen Unternehmen, die 

u.a. einen erschwerten Zugang zur Projektförderung haben. 

Um den derzeitigen Standortnachteil für deutsche Unternehmen auszugleichen und sie in ihren FuE-

Anstrengungen zu unterstützen, ist die steuerliche FuE-Förderung ein ebenso sinnvolles wie wirksames Instru-

ment: 

 Investitionen sind eindeutig planbar: Eine steuerliche FuE-Förderung ist für die Unternehmen kalkulier-

bar, transparent und hilft, Innovationen schnell in den Markt zu bringen (time-to-market). 

 Themenoffenheit und Rentabilität: Das FuE-Engagement der Unternehmen orientiert sich nicht an politi-

schen Vorgaben, sondern an den von ihnen erwarteten Marktchancen. Bei kleineren Unternehmen sinkt die 

Rentabilitätsschwelle für FuE-Aktivitäten.  

Die steuerliche FuE-Förderung soll branchen- und technologieübergreifend erfolgen und dabei unabhängig von 

der Unternehmensstruktur sowie der Gewinn- bzw. Verlustsituation sein. Die Regeln der Förderung sind möglichst 

einfach und eindeutig zu gestalten, vorzugsweise in Form einer Steuergutschrift (tax credit). Der Verwaltungsauf-

wand muss überschaubar sein und vorhandene Strukturen nutzen. 

Eine steuerliche FuE-Förderung für Unternehmen ergänzt die Projektförderung des Bundes und der Länder. Die 

Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung verursacht keine Marktverzerrungen, denn der Staat reduziert ledig-

lich die Kosten für FuE-Aktivitäten. Zahlreiche Evaluationen beweisen, dass die Anfangsinvestitionen im Laufe der 

Zeit durch die erhöhte Wirtschaftlichkeit überkompensiert werden. Ziel ist es, Forschung und Entwicklung auf 

Dauer in Deutschland auszubauen und die FuE-Intensität sowie die Anzahl der forschenden Unternehmen zu stei-

gern. Deshalb kann die führende Rolle Deutschlands bei der Anzahl der Patentanmeldungen nicht als Gegenargu-

ment zur Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung herangezogen werden. Zudem erhöht die steuerliche FuE-

Förderung die Standortattraktivität für ausländische Unternehmen.  

 

Die IHK Nürnberg für Mittelfranken fordert deshalb die Bayerische Staatsregierung auf, sich auf Bundesebene für 

die Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung einzusetzen und den im Bayernplan verankerten Hightech-

Bonus zu realisieren. 

 

Nürnberg, 7. Juni 2016 

Vollversammlung der IHK Nürnberg für Mittelfranken 



14  Effizienz im Prozess                                                                                                                                                                                        Häufig gestellte Fragen | FAQs 4 

B) Häufig gestellte Fragen | FAQs zur Einführung einer steuerlichen  

Förderung von Forschung und Entwicklung in Deutschland  
 

1. Was ist eine steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung? 

Alle Ausgaben eines Unternehmens reduzieren den Gewinn und damit die Steuerlast. Werden Forschungs- 

und Entwicklungsausgaben besonders steuerlich gefördert, gehen sie z.B. zu einem höheren Anteil in die Be-

rechnung der Steuern ein und senken dadurch die Steuerlast oder die Unternehmen erhalten einen Teil der 

FuE-Aufwendungen per Gutschrift erstattet. 

2. Warum ist eine steuerliche FuE-Förderung sinnvoll? 

Viele Länder fördern FuE-Aufwendungen steuerlich. Deutschland tut dies bisher nicht. Damit Deutschlands 

Wirtschaft weiterhin innovativ und leistungsfähig bleibt und im internationalen Wettbewerb um FuE-

Aufträge und -Arbeitsplätze nicht zurückfällt, ist die Implementierung einer steuerlichen FuE-Förderung 

dringend notwendig. 

Die Gefahr wächst, dass deutsche Unternehmen zunehmend FuE-Aktivitäten ins Ausland verlagern. Ziel ist 

es, Forschung und Entwicklung auf Dauer in Deutschland auszubauen und die Standortattraktivität für aus-

ländische Unternehmen zu erhöhen. Deshalb kann auch die führende Rolle Deutschlands bei der Anzahl der 

Patentanmeldungen nicht als Gegenargument zur Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung heran gezo-

gen werden. Im internationalen Wettbewerb der FuE-Standorte gilt es, die hiesigen Forschungsarbeitsplätze 

zu sichern und auszubauen. Ein Ausschluss der steuerlichen FuE-Förderung stellt deutsche Unternehmen im 

internationalen Wettbewerb zunehmend ins Abseits. 

3. Welche anderen Länder begünstigen FuE-Ausgaben über Steuern? 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: 24 von 34 OECD-Ländern 

und 15 EU-Mitgliedsstaaten fördern FuE 

indirekt über Steuern. Hierzu gehören 

z.B. USA, Kanada, Frankreich, 

Großbritannien und Österreich; Quelle: 

OECD, Stand 2013 
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4. Welche Vorteile hat die steuerliche FuE-Förderung für Unternehmen? 

Unternehmen profitieren in zweifacher Hinsicht von einer steuerlichen FuE-Förderung: 

 Eindeutige Planbarkeit der Investitionen: Eine steuerliche FuE-Förderung ist für die Unternehmen 

kalkulierbar und transparent. Bei Kenntnis der FuE-Ausgaben kann sofort die Höhe der Förderung 

bestimmt werden. Außerdem verkürzt sich die Dauer von der Produktentwicklung bis zur Platzie-

rung des Produkts am Markt (time-to-market).  

 Themenoffenheit und Rentabilität: Das FuE-Engagement der Unternehmen orientiert sich nicht 

nach politischen Vorgaben, sondern nach den von ihnen selbst erwarteten Marktchancen. Unter-

nehmen erhalten dadurch eine höhere inhaltliche Flexibilität, um ihre Entwicklungen und For-

schungsprojekte an Marktsignale anzupassen. Somit sinkt insbesondere für kleinere Unternehmen 

die Rentabilitätsschwelle für FuE-Aktivitäten.  

5. Welche Unternehmen sollen von einer  

steuerlichen FuE-Förderung profitieren? 

Es sollten grundsätzlich alle Unternehmen von der 

steuerlichen FuE-Förderung profitieren. Etliche 

Staaten ergänzen die „normale“ Förderung mit spe-

ziellen Steuererleichterungen für kleine Unterneh-

men (z.B. Australien, Österreich). Wichtig ist es, 

dass die steuerliche FuE-Förderung unabhängig von der wirtschaftlichen Situation (Gewinn oder Verlust) 

des Unternehmens erfolgt. 

6. Wie können Start-ups und kleine Unternehmen von der steuerlichen FuE-Förderung  

profitieren? 

Die Zahl der forschenden kleinen und mittelständischen Unternehmen stagniert, denn oft haben kleine 

Unternehmen und v.a. Start ups Schwierigkeiten bei der Finanzierung von FuE-Vorhaben wenn sie nur un-

genügende Sicherheiten bieten können und einen erschwerten Zugang zur Projektförderung. Deshalb be-

vorzugt der BIHK eine Förderung in Form einer Steuergutschrift (tax credit), d.h. als Abzug von der Steuer-

schuld, die darüber hinaus unabhängig von der Gewinn- bzw. Verlustsituation erfolgen sollte. 

7. Welche Randbedingungen sollte eine steuerliche FuE-Förderung berücksichtigen? 

Die steuerliche FuE-Förderung soll branchen- und technologieübergreifend Unterstützung für Unterneh-

men gewährleisten und kontinuierlich FuE-Aktivitäten stimulieren. Die Regeln der Förderung sind mög-

lichst einfach und eindeutig zu gestalten, um den Unternehmen ein administrativ handhabbares und plan-

bares Instrument an die Hand zu geben. Der Verwaltungsaufwand muss überschaubar sein und vorhandene 

Strukturen nutzen. Vorzugsweise ist eine Förderung in Form einer Steuergutschrift (tax credit), d.h. als Ab-

zug von der Steuerschuld, zu gestalten. Die Förderung sollte dabei unabhängig von der Gewinn- bzw. Ver-

lustsituation erfolgen, was insbesondere für Start-ups von Bedeutung ist. 

Eine steuerliche FuE-Förderung für Unternehmen ergänzt die Projektförderung des Bundes und der Länder.  

Eine steuerliche FuE-Förderung darf jedoch nicht als Ausgleich zu anderen, im Steuerrecht vorkommenden 

Hindernissen gesehen werden. Die grundsätzliche Vereinfachung des Steuerrechts bleibt weiterhin unab-

dingbar. Der gesamtwirtschaftliche Nutzen einer steuerlichen Förderung von FuE-Aufwendungen hängt 

entscheidend von deren Ausgestaltung ab.  
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 8. Sollte die steuerliche FuE-Förderung die Förderung über Projekte / Programme ersetzen? 

Nein. Eine steuerliche FuE-Förderung für Unternehmen sollte die Projektförderung des Bundes und der 

Länder ergänzen, denn gerade technologieorientierte Programme initiieren verstärkt Innovationen in High-

tech-Bereichen und fördern gezielt die Kooperationen mit Forschungseinrichtungen.  

 9. Kann der Staat bei der Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung wegen Wettbewerbs- 

verzerrung belangt werden? 

Die Expertenkommission Forschung und Innovation (EFI), zahlreiche Verbände sowie die Europäische Kom-

mission haben sich klar für eine steuerliche FuE-Förderung ausgesprochen. Auch die unabhängige Exper-

tenkommission „Stärkung von Investitionen in Deutschland“, die von Bundeswirtschaftsminister Sigmar 

Gabriel beauftragt wurde (2015), befürwortet eine solche Förderung. 

Ordnungspolitisch spricht für die Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung, dass diese keine Marktver-

zerrungen verursacht: Der Staat beeinflusst nicht die inhaltliche Ausrichtung von Forschung und Entwick-

lung, sondern reduziert die Kosten für FuE-Aktivitäten. 

10. Kann der Staat die steuerliche FuE-Förderung finanzieren? 

Selbstverständlich steigen die Ausgaben bei der Einführung der steuerlichen FuE-Förderung zunächst. 

Zahlreiche Evaluationen beweisen jedoch, dass der Nutzen die gesamtwirtschaftlichen Kosten übersteigt, 

die Anfangsinvestitionen werden im Laufe der Zeit durch die erhöhte Wirtschaftlichkeit überkompensiert. 

Eine Studie im Auftrag des Verbands der Chemischen Industrie kommt zu dem Ergebnis, dass 1 Euro staat-

liche Mittel 1,25 Euro zusätzliche FuE-Aufwendung induziert. 

11. Wie steht der Staat zur steuerlichen FuE-Förderung? 

Im Koalitionsvertrag 2008 von CDU, CSU und FDP stand auf S. 15:  

„Wir streben eine steuerliche Förderung von Forschung und Entwicklung an, die zusätzliche Forschungsim-

pulse insbesondere für kleine und mittlere Unternehmen auslöst.“ Diese wurde jedoch nicht umgesetzt. 

Im Koalitionsvertrag 2013 zwischen CDU, CSU und SPD wurde das Thema nicht berücksichtigt. Allerdings 

kündigte Finanzminister Schäuble laut einem Spiegel-Beitrag im September 2014 an, dass international 

tätige Firmen künftig wie in anderen Ländern Einnahmen aus Patenten und Lizenzen günstiger versteuern 

sollen – dies geht nach Ansicht des BIHK jedoch nicht weit genug, da beispielsweise Start ups von so einer 

Regelung kaum profitieren würden. 

Im Bayernplan 2013 – 2018 (Regierungsprogramm der CSU) steht auf S. 3: 

„Hightech-Bonus für innovative Unternehmen: Wir wollen die Innovationskraft unserer Betriebe und Un-

ternehmen stärken. Investitionen in Forschung und Entwicklung sollen künftig besonders steuerlich geför-

dert werden durch einen Hightech-Bonus.” Der Bayerische Industrie- und Handelskammertag (BIHK) for-

dert deshalb die Bayerische Staatsregierung auf, sich auf Bundesebene für die Einführung einer steuerli-

chen FuE-Förderung einzusetzen und den Hightech-Bonus umzusetzen. 

12. Hat die steuerliche FuE-Förderung einen vorfinanzierenden Charakter? 

Nein. Alle Investitionen / FuE-Projekte müssen vorfinanziert werden. Bei der Inanspruchnahme z.B. von  

Kreditprogrammen bleibt das Hausbankprinzip unberührt. 
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C)   Hintergrundinformationen  

 

1. FuE in Deutschland – Einführung und Bestandsaufnahme 

 
1.1 FuE-Aufwendungen in Deutschland 

Im Jahr 2013 betrugen die Gesamtausgaben für Forschung und Entwicklung (FuE) in Deutschland fast 80 Mrd. 

Euro. Dies entspricht 2,85 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Davon wurden für die Durchführung von FuE 

in der Wirtschaft 53,6 Mrd. Euro (~ 2 Prozent des BIP) sowie in Hochschulen und außeruniversitären Einrichtun-

gen 26,3 Mrd. Euro (~ 1 Prozent des BIP) aufgewendet. Auch zukünftig wird die Innovations- und Wettbewerbs-

fähigkeit der deutschen Wirtschaft mit einem hohen FuE-Anteil einhergehen. 

International lagen 2013 die deutschen FuE-Aufwendungen über dem Durchschnitt in der OECD und höher als in 

den USA aber deutlich hinter Korea, den nordeuropäischen Ländern und Israel. Hierbei finanziert die deutsche 

Wirtschaft durchschnittlich einen höheren Anteil an den FuE-Aufwendungen als andere europäische Länder. Der 

Anteil der öffentlichen Finanzierung von FuE, der in der Wirtschaft durchgeführt wird, ist niedriger als in anderen 

Ländern. 

Die deutsche Wirtschaft finanziert die öffentliche FuE-Tätigkeit (Hochschulen und außeruniversitären Einrich-

tungen) vergleichsweise stärker als die USA, Japan oder die EU-28. Im Jahr 2010 finanzierten die Unternehmen 

der OECD-Länder im Schnitt 6 Prozent der FuE, die in Hochschulen durchgeführt wurde – in Deutschland lag die-

ser Wert bei 14 Prozent (Abb. 2). Auch die FuE außeruniversitärer Forschungseinrichtungen wurde in Deutschland 

mit 9 Prozent überdurchschnittlich von Unternehmen finanziert (nicht abgebildet). Im OECD-Durchschnitt liegt 

dieser Wert bei nur 4 Prozent. 

Abbildung 2: Beitrag der Wirtschaft zur Finanzierung von FuE in öffentlichen Einrichtungen 2000 

bis 2011, Deutschland im Vergleich zu ausgewählten Ländern; Quelle Stifterverband für die Deut-

sche Wissenschaft, FuE-Datenreport 2013, Analysen und Vergleiche, S. 31 
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1.2 FuE in der Wirtschaft 

Insgesamt hat die Anzahl der kontinuierlich forschen-

den Unternehmen seit 2010 stetig von 34.000 (2010) 

auf 31.500 (2012) abgenommen. Große Unternehmen 

forschen öfter kontinuierlich als KMU. In Deutschland 

dominieren Großunternehmen das FuE-Geschehen. 

Großunternehmen entscheiden durch ihr FuE-Verhalten 

über das gesamtwirtschaftliche FuE-Volumen und die 

FuE-Intensität. Die Masse der KMUs bestimmt hinge-

gen die Breite, mit der FuE in der Wirtschaft verankert 

ist. Insofern ist für die Innovationsdynamik und  

-implementierung die FuE-Beteiligung von KMUs eine 

erfolgskritische Größe.  

 

Der Anstieg der Innovationsausgaben (= Aufwendungen für Innovationsprojekte, Konstruktion und Design, Anla-

geninvestitionen, Personal- und Sachaufwendungen inkl. FuE) der deutschen Wirtschaft wurde in den vergange-

nen zwei Jahrzehnten wesentlich von der Gruppe der Großunternehmen (500 und mehr Beschäftigte) getragen. 

Im Jahr 2014 entfallen 78 Prozent der Gesamtausgaben für Innovationen auf diese (Abb. 3). „Der Anteil der KMU 

ist bereits seit vielen Jahren rückläufig. 2007 lag er noch bei 29 Prozent, in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre 

sogar bei über 35 Prozent. 2014 nahmen die Innovationsausgaben der KMU im Vorjahresvergleich deutlich um  

9 Prozent ab. (…) Die Großunternehmen erhöhten ihre Innovationsintensität zwischen 1995 und 2014 – bei ge-

wissen konjunkturbedingten Schwankungen – von 3,0 auf 4,9 Prozent. In der Gruppe der KMU ging sie dagegen 

von 2,7 auf 1,4 Prozent deutlich zurück. 0,3 Prozentpunkte dieses Rückgangs sind allerdings methodisch be-

dingt.“ (Quelle: ZEW, Indikatorenbericht zur Innovationserhebung 2015) 

Abbildung 3: Innovationsausgaben (= Aufwendungen für Innovationsprojekte, Konstruktion und 

Design, Anlageninvestitionen, Personal- und Sachaufwendungen incl. FuE) von KMU und Groß-

unternehmen 2006 bis 2016; Quelle: ZEW: Innovationsverhalten der deutschen Wirtschaft 2015, 

S.12 



                                                                                             

                                                                                                                                                                                       9 FuE in KMU 

1.3 FuE in KMU  

Im internationalen Vergleich sind Kleinunternehmen wesentlich stärker in die Wertschöpfungskette der 

Großunternehmen integriert als dies in Deutschland der Fall ist. In vielen Volkswirtschaften gibt es steuerli-

che Förderinstrumente, die die Verbreitung von FuE in der Wirtschaft stark begünstigen. KMU sind zentrale 

Akteure bei der Verbreitung von Innovationen. Mit Blick u.a. auf Finanzierung, Kapazitäten und Strategieent-

wicklung haben KMU im FuE-Prozess häufig Nachteile gegenüber Großunternehmen. Deutschland liegt bei 

den internen FuE-Ausgaben, die von Unternehmen kleiner 500 Beschäftigten getätigt werden, im internatio-

nalen Vergleich auf den vorletzten Platz (Abb. 4). Diese Unternehmensgruppe hat einen Anteil von 16 Prozent 

an den internen FuE-Ausgaben. 

Abbildung 4: Interne 

FuE-Ausgaben des 

Wirtschaftssektors 

nach Beschäftigten-

größenklassen für das 

Jahr 2011; Quelle: 

Stifterverband, Studien 

zum deutschen Innova-

tionssystem, 2-2014,  

S. 31 



1.4 Spitzentechnologie | Hochtechnologie 

Die Unternehmen der Hochtechnologie (Hersteller von Datenverarbeitungstechnik, elektronischen und optischen 

Erzeugnissen, die Chemische Industrie und die Hersteller von elektrischen Ausrüstungen) haben ihre FuE-

Anstrengungen überdurchschnittlich gesteigert. Spitzenreiter bei den FuE-Aufwendungen ist die Automobil-

industrie mit 33 Prozent. Spitzentechnologiebranchen wie Pharma und Luft- und Raumfahrt sind zwar deutlich 

forschungsintensiver als die Hochtechnologiebranchen, es sind aber vergleichsweise wenige Unternehmen in 

Deutschland, die zudem gegenüber 2011 auch noch ihre FuE-Mittel reduziert haben (v.a. L&R). Für ein auf Inno-

vationen basierendes Wirtschaftssystem stellt sich die Frage nach dem Umgang mit diesen Branchen. 
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1.5 Innovationsstandort Deutschland  

Die Ausgaben für FuE deutscher Unternehmen sind im Ausland deutlich gestiegen (Abb. 5), vor allem in den  

Spitzentechnologien Pharma und Fahrzeugbau. Im Fahrzeugbau entfiel die Hälfte des FuE-Zuwachses auf das 

Ausland, im Bereich Pharma und Chemie waren es sogar 62 Prozent. 

Seit 2005 finanziert Deutschland im Schnitt jährlich 4,5 Prozent der von der Wirtschaft durchgeführten FuE-

Tätigkeiten. Die USA hat den staatlichen Finanzierungsanteil ab 2007 bis zu 14 Prozent ausgeweitet (Abb. 6). 

Abbildung 6: Beitrag des Staates zur Finanzierung von FuE in der Wirtschaft 2000 bis 

2011; Deutschland im Vergleich zu ausgewählten Ländern; Quelle Stifterverband für die 

Deutsche Wissenschaft, FuE-Datenreport 2013, Analysen und Vergleiche, S. 29 

Abbildung 5: FuE-Aufwendungen deutscher Unternehmen im Ausland 2003 bis 2011. Quelle: 

NIW, DIW, Stifterverband 2014, Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der deutschen Wirtschaft, 

S. 82 
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Der Stifterverband erhebt regelmäßig die FuE-Aktivitäten ausländischer Unternehmen in Deutschland. Durch 

An- und Verkäufe von Unternehmen, Fusionen oder Aufsplitterungen über Ländergrenzen hinweg kann das 

„Heimatland“ des Unternehmens wechseln und es kommt zu statistischen Verschiebungen. Insgesamt stagniert 

der Anteil an FuE-Aufwendungen ausländischer Unternehmen in Deutschland. Er liegt bei etwa 26 bis 28 Pro-

zent der Gesamtaufwendungen (Quelle: Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft, FuE-Datenreport 2013, 

Analysen und Vergleiche, S. 34). 

Sowohl bei den deutschen als auch bei den ausländischen Unternehmen dominiert der Fahrzeugbau (Abb. 7). 

Deutliche Unterschiede zeigen sich aber bei der Chemie- und Pharmabranche. Für ausländische Unternehmen 

ist aber der Chemie- und Pharma-Standort Deutschland deutlich weniger attraktiv als andere Branchen. Wün-

schenswert wäre eine Stärkung dieser forschungsintensiven Spitzentechnologiebranche, beispielsweise durch 

die Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung. 

Abbildung 7: Branchenstruktur deutscher und ausländischer Unternehmen in Deutschland 2011 in 

Anteilen an den jeweiligen internen FuE-Aufwendungen. Quelle: Stifterverband für die Deutsche 

Wissenschaft, FuE-Datenreport 2013, Analysen und Vergleiche, S. 36 

International erhöhen insbesondere China und andere kleine und größere Schwellenländer ihre FuE-

Anstrengungen. Die wachstumsstarken Schwellenländer holen in den FuE-intensiven Wirtschaftszweigen auf 

und werden dadurch ernstzunehmende Wettbewerber im technologie- und wissensgetriebenen Weltmarkt. 

Deutschland muss sich deshalb weitere Innovationspotentiale erschließen, um seinen Vorsprung zu halten. 
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1.6 Staatliche Förderung von FuE  

Derzeit fließt der Großteil der staatlichen FuE-Förderung in die öffentliche Grundlagen- und anwendungsorien-

tierte Forschung an Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen. Daneben unterstützt der 

Staat im Rahmen der Projektförderung private FuE-Projekte oder Verbundforschungsprojekte von Wirtschaft und 

Wissenschaft.  

Die FuE-Tätigkeit hat sich bis zur Mitte des letzten Jahrzehnts von Jahr zu Jahr auf immer weniger Unternehmen 

konzentriert, denn die Zahl forschender industrieller Klein- und Mittelunternehmen (KMU) hat nach der deut-

schen FuE-Statistik stark abgenommen: von 21 Prozent (1995) auf 12 Prozent (2005). Damit haben FuE-

Aktivitäten in dieser Periode an Breite verloren. In jüngster Zeit hat sich dieser Abschmelzungsprozess verlang-

samt. Der numerische Zuwachs 2007 ist allein auf die systematische Einbeziehung der Datenbank der Arbeitsge-

meinschaft industrieller Forschungsvereinigungen „Otto von Guericke“ e.V. (AiF) in die FuE-Erhebung des Stifter-

verbandes zurückzuführen. Ohne diesen Effekt hätte die FuE-Beteiligungsquote der Kleinunternehmen weiterhin 

bei 12 Prozent gelegen. 

Trotz Steigerung staatlicher Projektmittel für KMU ist die Zahl der forschenden Unternehmen (< 500 Mitarbeiter) 

nicht wesentlich gewachsen (Abb. 8). Im Jahr 2000 lag der Anteil kontinuierlich FuE-betreibender Unternehmen 

bei 21 Prozent, dieser Wert konnte bis 2010 (18 Prozent) nicht wieder erreicht werden. 
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Abbildung 8: Anteil kontinuier-

lich forschender Unternehmen 

im europäischen Vergleich 2000, 

2008 und 2010 in Prozent; 

Quelle: Stifterverband, Studien 

zum deutschen Innovationssys-

tem, 2-2014, S. 32 Community 

Innovation Survey, Eurostat. Be-

rechnung des ZEW und des NIW 

Die Gesamtsumme der Fördermittel in den technologieoffenen und technologiespezifischen Förderprogrammen 

des Bundes, die direkt an KMU und zur Förderung KMU bezogener Forschungsinfrastruktur ausgereicht wurden, 

belief sich 2011 auf gut 1,5 Mrd. Euro (Abb. 9). Gegenüber 2005 (602 Millionen Euro) wurden die Mittel damit 

mehr als verdoppelt. 

Abbildung 9: Fördermittel des 

Bundes für KMU in Mrd. Euro; 

Quelle: DIW Berlin, Innovationspo-

litik für den Mittelstand hat sich 

bewährt. DIW Wochenbericht Nr. 

49, 2012, S. 6 
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Abbildung 10: Anteil innovationsaktiver Unternehmen mit öffentlicher finanzieller In-

novationsförderung 2010 – 2012 in Deutschland nach Hauptsektoren, Größenklassen 

und Regionen; Quelle: ZEW - Mannheimer Innovationspanel, Befragung 2013, S. 65. 

Unter den Großunternehmen ist der Anteil der 

innovationsaktiven Unternehmen mit einer  

öffentlichen Förderung erheblich höher als in der 

Gruppe der kleinen Unternehmen. Fast jedes 

zweite innovationsaktive Großunternehmen mit 

1.000 oder mehr Beschäftigten hat 2010 - 2012 

zumindest für ein Innovationsprojekt eine Förde-

rung erhalten, gegenüber nur 13 Prozent in der 

Gruppe der Unternehmen mit 5 - 9 Beschäftigten 

(Abb. 10). 
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24 von 34 OECD-Ländern und 15 der 28 EU-Mitgliedsstaaten fördern FuE technologieoffen und indirekt über 

Steuern in Ergänzung zur Projektförderung. In den meisten OECD-Ländern, den USA und Ländern der Europäi-

schen Union hat die Bedeutung staatlicher FuE-Finanzierung merklich zugenommen. Im internationalen Ver-

gleich der projektbasierten und steuerlichen Förderung von FuE-Tätigkeit in der Wirtschaft ist Korea führend  

gefolgt von Frankreich und den USA. Deutschland hingegen weist keine steuerliche Forschungsförderung aus  

(Abb. 11). 

Derzeit fördert Deutschland FuE-Aufwendungen der Wirtschaft steuerlich nicht und hinkt international hinter-

her. 

1) 2009; 2) 2008; Eigene Darstellung basierend auf OECD Science, Technology and Industry Scoreboard 2013 

 

Abbildung 11: Anteil der FuE-Ausgaben im Wirtschaftssektor, der direkt und indirekt 

durch den Staat finanziert wird, als Anteil vom BIP 2011 (Angaben in %); Quelle: EFI-

Gutachten 2014, S. 161 
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2. Anforderungen an die Ziele einer (staatlichen) Innovationspolitik 
 

Gemeinsames Ziel muss es sein, Deutschland als Innovationsstandort auf internationalem Spitzenniveau zu etab-

lieren und die Standortattraktivität für ausländische Unternehmen zu erhöhen. Die Bundesrepublik hat das  

Lissabon-Ziel, also die Verwendung von 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes für Forschung und Entwicklung, 

nicht erreicht. Um langfristig an der Spitze zu bleiben, ist es notwendig sich an den führenden Ländern zu orien-

tieren. Aus Sicht der für das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) tätigen, unabhängigen  

Expertenkommission (2015) gilt es hier das anspruchsvolle Ziel von 3,5 Prozent der Wirtschaftsleistung für FuE 

Förderung zu verfolgen. Hierzu gehören neben einer international wettbewerbsfähigen Forschungslandschaft 

auch die steuerlichen Randbedingungen, denn Unternehmen beziehen die steuerlichen Rahmenbedingungen in 

die Entscheidung für FuE-Standorte ein.  

Um Deutschlands Position als international anerkannten Innovationsstandort zu sichern, sollten folgende Ziele 

im Mittelpunkt der Überlegungen stehen: 

 Zahl der forschenden Unternehmen steigern. 

 FuE auf Dauer in Deutschland halten - den Innovationsstandort sichern. 

 Standortattraktivität Deutschlands für ausländische Unternehmen erhöhen. 

 Abfluss von Know-how muss verhindert werden. 

 Breitenwirksamkeit und Technologieoffenheit von FuE verbessern. 

 Rechtssicherheit und eindeutige Planbarkeit der Investitionen. 

 Positive Beeinflussung des gesamtwirtschaftlichen Wachstums. 
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3. Schaffung neuer Innovationsressourcen für Unternehmen und  

Steigerung der Attraktivität des Innovationsstandortes Deutschland durch 

steuerliche FuE-Förderung 
 

Durch die Einführung einer steuerlichen Forschungsförderung 

lässt sich der derzeitige internationale Wettbewerbsnachteil be-

seitigen. Die steuerliche Forschungsförderung würde das deut-

sche Innovationsystem hinsichtlich Technologieoffenheit und des 

FuE-Verhaltens von Unternehmen wesentlich unterstützen und 

die Zahl der forschenden Unternehmen steigern. 

In wissenschaftlichen Arbeiten, die sich mit steuerlicher For-

schungsförderung auseinandersetzen (vgl. u.a. Spengel/Wiegard 

(2011)), werden vor allem drei mögliche Instrumente genannt: 

 Steuerbemessungsgrundlagebegünstigungen (erhöhte Abzüge für FuE-Aufwand), 

 Steuergutschriften,  

 ermäßigte Steuersätze für Erträge. 

Der gesamtwirtschaftliche Nutzen einer steuerlichen FuE-Förderung hängt entscheidend von deren Ausgestal-

tung ab. Sie muss Rechtssicherheit und zuverlässige Planbarkeit der Investitionen gewährleisten. 

Die bayerischen Industrie- und Handelskammern fordern die schnelle und unbürokratische  Einführung einer 

steuerlichen FuE-Förderung. Diese sollte vorzugsweise auf der Basis einer Steuergutschrift (tax credit) erfolgen, 

die unabhängig von der Einkommenssituation (Gewinn / Verlust) an das Unternehmen ausbezahlt wird. Die För-

derung soll zudem eine gerechte und gleichmäßige Unterstützung aller Branchen und Unternehmensstrukturen 

gewährleisten. Dadurch werden Im Unternehmen Ressourcen geschaffen, die den Fortbestand des Unternehmens 

sichern und im besten Fall in weitere Innovationen investiert werden. 

 

Beispiel: 

Ein Start up, das 500.000 Euro in FuE-Projekte investiert hat, würde bei einer Steuergutschrift von 10 Prozent 

dann 50.000 Euro erhalten (75.000 Euro bei 15 Prozent Steuergutschrift) – unabhängig davon, ob es Gewinn 

oder Verlust erwirtschaftet hat. 

Bei einem Aufwand von 53,6 Mrd. Euro, den die Wirtschaft 2013 in FuE-Projekte investiert hat (s. S. 1), würde 

zunächst eine Belastung von 5,36 Mrd. Euro auf den Staat zukommen. Diese könnte durch eine Begrenzung des 

Höchstbetrags reduziert werden. 

Die Ansprüche auf steuerliche Forschungsförderung könnten im Rahmen der jährlichen Unternehmenssteuerer-

klärung angemeldet werden. Der Nachweis der FuE-Aktivitäten muss einem definierten und prüfbaren Indikato-

renraster folgen. Es gilt, praktikable, schlanke Lösungen für die Beantragung, Bewilligung und Prüfung der An-

sprüche zu entwickeln. Dadurch verringert sich die Gefahr von Mitnahmeeffekten deutlich. Die Regeln für die 

Auszahlung der Steuergutschrift müssen einfach und klar sein. Eine Blaupause hierfür könnte das österreichische 

System sein. Österreich wirbt offensiv – auch bei den bayerischen Unternehmen – mit seiner Standortattraktivi-

tät über die steuerliche FuE-Förderung. 
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4. Gezielter Blick in Nachbarstaaten 
 

Christoph Spengel, Universität Mannheim und ZEW und Wolfgang Wiegard, Universität Regensburg haben in 

ihrer Studie „Ökonomische Effekte einer steuerlichen Forschungsförderung in Deutschland“ (2011) etliche  

Verfahren im Ausland analysiert:  

 Erhöhte Abzüge für FuE-Aufwand von der Bemessungsgrundlage sind geringfügig verbreiteter als 

Steuergutschriften oder ermäßigte Steuersätze auf Gewinne aus FuE-Aktivitäten. 

 Bei einer Begünstigung über die Bemessungsgrundlage kann im Durchschnitt das 1,5-fache der quali-

fizierenden FuE-Aufwendungen abgesetzt werden; volumenbasierte Steuergutschriften weisen durch-

schnittliche Fördersätze von etwa 15 Prozent auf. 

 Es werden interne und externe FuE-Aufwendungen gefordert, letztere in der Regel beim Auftraggeber. 

 In wenigen Ländern differenzieren die Fördersatze nach der Unternehmensgröße (KMU versus Großun-

ternehmen); üblich ist eine Volumenbegrenzung des steuerlich geförderten FuE-Aufwands. 

Abbildung 12: Steuerliche FuE-Förderung in den Mitgliedstaaten der EU und den USA, 2011. Aus Christoph 

Spengel, Wolfgang Wiegard, „Ökonomische Effekte einer steuerlichen Forschungsförderung in Deutschland“, Stu-

die 2011 im Auftrag des Bundesverbandes der Deutschen Industrie e.V. (BDI) und des Verbandes der Chemischen 

Industrie e.V. (VCI), S. 16. 
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Österreich 

 Unabhängig von der Unternehmensgröße und Rechtsform erhält jedes Unternehmen eine Forschungs-

prämie in Höhe von 10 Prozent der Aufwendungen für Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten.  

Dabei kann neben dem Aufwand für Personal und Material auch der Erwerb von Grundstücken geltend 

gemacht werden. Soweit diese nachhaltig (d.h. mindestens die halbe Nutzungsdauer, Grundstücke und 

Gebäude mindestens 10 Jahre) der Forschung und experimenteller Entwicklung dienen. Die Prämie ist 

für Wirtschaftsjahre, die vor dem 1.1.2012 begonnen haben für die Auftragsforschung auf  

100.000 Euro p.a. begrenzt. Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2011 begonnen haben, kann die 

Prämie für Auftragsforschungen für Aufwendungen in Höhe von höchstens 1.000.000 Euro pro Wirt-

schaftsjahr geltend gemacht werden. Die Anspruchsvoraussetzungen bei eigenbetrieblicher Forschung 

werden streng geprüft. Seit dem 1.1.2013 ist dem Finanzamt bei Geltendmachung der Forschungsprä-

mie ein Gutachten der Österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft (FFG) vorzulegen. 

 Die Forschungsprämie ist unabhängig vom Jahresergebnis des Unternehmens und wird steuerfrei auf 

dem Abgabenkonto des Steuerpflichtigen gutgeschrieben. Im Zuge der Steuerreform 2015 wurde die 

Prämie von 10 Prozent auf 12 Prozent erhöht.  

 Diese Prämie ermöglicht es auch Unternehmen, die eine ungünstige Ertragslage aufweisen und in 

wirtschaftlich schwierigen Zeiten keine Ertragsteuer zahlen, eine steuerlich Forschungsförderung zu 

erhalten.  

 Neben der steuerlichen FuE-Förderung legt Österreich auch eine umfangreiche Projektförderung auf 

(www.ffg.at). 

 Durch diese Maßnahmen stiegen die FuE-Ausgaben von ca. 1,7 Prozent in 1998 auf 3,01 Prozent des 

BIP in 2015. 

 Österreich wirbt aktiv um Unternehmen, die sich ansiedeln möchten. Mittlerweile sind 3.500 bayeri-

sche Unternehmen mit FuE-Aktivitäten in Österreich aktiv. 

http://www.ffg.at
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Belgien  

 Patent Income Deduction (PID) ab 

2008 

 Minderung der steuerlichen Bemes-

sungsgrundlage für Einkünfte aus 

neuen Patenten um 80 Prozent 

 Begünstigt wird Patent-Einkommen, 

das von einer in Belgien beschränkt 

oder unbeschränkt körperschaftsteu-

erpflichtigen Gesellschaft erzielt wird 

 Der PIC gilt nicht für Markenrechte, 

Know-how oder Geschmacksmuster 

 Reduzierung der Bemessungsgrundla-

ge senkt effektive Besteuerung des 

Patent-Einkommens von 33,99 Pro-

zent auf 6,8 Prozent 

 Begünstigung erfordert weder Antrag 

noch verbindliche Auskunft 

Frankreich  

 Frankreich gewährt eine Steuergutschrift (crédit 

d´impot recherche) i. H. v. 30 Prozent der Forschungs-

aufwendungen, die bis zu 3 Jahren vorgetragen werden 

kann. Diese gilt auch für Forschungsaktivitäten im EU-

Ausland oder in Ländern, mit denen Frankreich ein 

Amtshilfeabkommen geschlossen hat, sofern die Auf-

wendungen als Betriebsausgaben in Frankreich aner-

kannt werden. Die Steuergutschrift von 30 Prozent ist 

für FuE-Aufwendungen bis 100 Mio. Euro begrenzt, 

darüber werden 5 Prozent gewährt. 

 Einkünfte aus Veräußerungsgewinnen und Lizenzge-

bühren (Patenten, patentierbaren Erfindungen und 

Entwicklungen, Sublizenzen) unterliegen einem  

reduzierten Ertragssteuersatz von 15 Prozent (statt 

33,33 Prozent). 

 Es wurde ein vereinfachtes Verfahren zur Beantragung 

einer verbindlichen Auskunft eingeführt: Widerspricht 

die Steuerverwaltung nicht innerhalb von 3 Monaten 

nach Eingang des Antrags auf eine verbindliche Aus-

kunft, gilt das Vorhaben als genehmigt. 
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5. Kernaussagen 
 

Die Geschäftsbereiche Innovation | Umwelt der bayerischen Industrie- und Handelskammern regen an: 

1. Den im Bayernplan 2013 – 2018 angekündigten Hightech-Bonus in Bayern einführen. Bayernplan 

2013 – 2018 (Regierungsprogramm der CSU, Seite 3): 

„Hightech-Bonus für innovative Unternehmen: Wir wollen die Innovationskraft unserer Betriebe und 

Unternehmen stärken. Investitionen in Forschung und Entwicklung sollen künftig besonders steuerlich 

gefördert werden durch einen Hightech-Bonus.“ 

2. Deutschland muss durch die Einführung einer themenoffenen steuerlichen FuE-Förderung zu anderen 

OECD- und EU-Staaten aufschließen, die alle Branchen und Unternehmensstrukturen gerecht und 

gleichmäßig unterstützt. Dabei muss 

a. die steuerliche FuE-Förderung auf Dauer angelegt sowie verlässlich und unbürokratisch ausgestal-

tet sein und 

b. die steuerliche FuE-Förderung sollte im Rahmen der Veranlagung zur Körperschaft- oder Einkom-

mensteuer als Steuergutschrift (tax credit) gewährt werden. Falls keine Steuerschuld vorliegt (bei 

start-ups etc.), sollte der tax credit ausgezahlt werden (zum FuE-Aufwand gehören sowohl Perso-

nal- und Sachaufwendungen als auch die Kosten für Forschungsaufträge des auftraggebenden 

Unternehmens). 

3. Die steuerliche FuE-Förderung ergänzt die Projektförderung und darf nicht auf deren Kosten einge-

führt werden. 

4. Die Einführung einer steuerlichen FuE-Förderung darf nicht als Ausgleich zu anderen, im Steuerrecht 

vorkommenden Hindernissen gesehen werden. 
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